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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung   
hier: Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Weilheim 

Anlagen 

 Auszug aus dem Streckenkataster der   mit Angabe der OD-Grenzen 
 Bauleitplanausschnitt 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Staatliche Bauamt Weilheim nimmt zu o.g. Bauleitplanung als Träger öffentlicher Belange 
wie folgt Stellung. 
 
1. 

  

  Flächennutzungsplan  mit Landschaftsplan 
    

 X Bebauungsplan Nr. 81A18 
X für das Gebiet  Gewerbegebiet nördlich der B2 Fortführung der Änderung des Be-

bauungsplans für einen Teilbereich zwischen Münchner Straße, 
Petersbrunner Straße und Moosstraße als vorhabenbezogener Be-
bauungsplan (Moosaik) 

 mit Grünordnungsplan  
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs  ja  nein  

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 
  

  Sonstige Satzung 
  

 X Frist für die Stellungnahme  01.10.2021 (§ 4 BauGB) 
 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 
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2. Träger öffentlicher Belange 
  - Straßenbauverwaltung - 
 Staatliches Bauamt Weilheim (Straßenbau), Münchener Str. 39, Tel.: 0881 / 990-0 
2.1  keine Äußerung 

 
X Gegen die Aufstellung bzw. Änderung der Bauleitplanung bestehen seitens des 

Staatlichen Bauamtes Weilheim keine Einwände, wenn die unter 2.2 ff genannten 
Punkte beachtet werden. 
 

 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 
Abs. 4 BauGB auslösen 
 

 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren kön-
nen, mit Angabe des Sachstandes  

 Das Staatliche Bauamt baut gerade die B2 im Zuge des Tunnel Starnberg aus. Dazu 
gibt es einen gültigen Planfeststellungsbeschluss und ein laufendes Verfahren hinsicht-
lich einer Planfeststellungsänderung. 
Gemäß § 9 a FStrG bzw. Art. 27b BayStrWG ist die Planung bei der Bauleitplanung zu 
berücksichtigen (Veränderungssperre bei Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens). 
Alle relevanten Planungsunterlagen liegen der Stadt Starnberg vor. 

2.4 X Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Land-
schafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) mit Angabe der Rechtsgrundlage 
sowie Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 

 

 Grünflächen 
Im Bauleitplangebiet werden die Grundstücke der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Fl.-Nr. 841/3 und 841/9 überplant. Diese Flächen werden in der laufenden Planfeststel-
lungsänderung als Grünflächen mit einem zukünftigen Baumbestand geführt und die 
Planung ist somit mit unser Nutzung nicht vereinbar. 
Entgegen dem Punkt 4.1. der Bebauungsplanbegründung besteht bezüglich der Flur-
nummern 841/3 und 841/9 kein Einverständnis mit der Planung. 
 
Fußgängerbrücke 
Die in der Planzeichnung dargestellte Fußgängerbrücke wird in den Unterlagen nicht 
weiter erläutert. Damit ist eine Stellungnahme aus unserer Sicht nicht möglich. 
Grundsätzlich besteht aus unserer Sicht eine ausreichende Radfahrer- und Fußgänger-
führung über die B2. 
Damit sehen wir hier keine Zuständigkeit vom Staatlichen Bauamt. 
Bei Planungen sind vor allem die Lichträume unter der Brücke, sowie die Sicherstellung 
aller notwendigen Sichtverhältnisse (z.B. Wegweisung, LSA etc.) zu beachten. Alle wei-
teren Belange müssen in weiteren Planung festgelegt und abgestimmt werden. 
 
Anbindung über bestehende untergeordnete Straßen 
Das von der Bauleitplanung betroffene Gebiet schließt den Bereich der B 2 (Münchner 
Straße) und der evtl. zukünftigen St 2063 (Petersbrunner Straße) ein. 
Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist ausschließlich über die 
Moosstraße und Petersbrunner Straße vorzusehen. Zudem ist die Zufahrt im Bereich 
des Linksabbiegestreifens kritisch zusehen. Diese wurde im Gutachten vom Ingenieur-
büro Obermeyer nicht behandelt. Im Gutachten wird explizit darauf hingewiesen, dass 
Tiefgaragen nur am nördlichen Rand des Planungsgebiets zu empfehlen sind, da sonst 
die Einmündungen in die B2 zusätzlich beeinflusst werden. Entsprechend dem Gutach-
ten fordern wir diesen Umstand auch zwingend ein. 
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Die Zufahrten sind ausreichend zu befestigen und mit einem bituminösen oder gleich-
wertigen Belag zu versehen. Der Straße und ihren Nebenanlagen dürfen keine Abwäs-
ser sowie Dach- und Niederschlagswässer aus den Grundstücken zugeführt werden. 
(Art. 19 BayStrWG unter Berücksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
i. V. m. den Zufahrtenrichtlinien). 
 
Es existiert in diesem Bereich ein funktionierendes Entwässerungssystem für das Ober-
flächenwasser. Im Straßengrundstück sind keine Veränderung mit negativen Auswirkun-
gen auf die Entwässerung der Staatsstraße erlaubt. 
Negative Auswirkungen durch die Bebauung und die Anlage von Zufahrten auf die Ent-
wässerung der Straße, insbesondere auf den Abfluss von Niederschlagswasser von der 
Straße auf das Grundstück, sind durch planerische und / oder bauliche Maßnahmen zu 
verhindern. 
 
Der Straßenbaulastträger trägt keinerlei Kosten, die im Zusammenhang mit der Er-
schließung und eventuell notwendigen baulichen Änderungen in den Einmündungsbe-
reich und Kreuzungen stehen. 
 
Gemäß dem Verkehrsgutachten des Ingenieurbüros Obermeyer ist mit einer Mehrbelas-
tung der umliegenden Straßen von täglich 4900 Fz zurechnen. Dies entspricht im 
Durchschnitt im Zuständigkeitsbereich des Staatlichen Bauamts Weilheim einer Ver-
kehrsbelastung einer ganzen Staatsstraße. Wie das Gutachten schon darstellt, werden 
die Kreuzungen Moosstraße / Perchastraße und Pertersbrunner Straße / Strand-
badstraße entlang der B2 schon ohne diese Mehrbelastung an ihre Leistungsgrenzen 
kommen. Die Situation wird durch das Moosaik deutlich verschlechtert. Dies wird nicht 
nur in den Qualitätsstufen, sondern noch viel mehr in den stark zunehmenden Verlust-
zeiten an den LSA’s deutlich. In dem Gutachten wird auch deutlich, dass die Berech-
nung gemäß dem HBS hier an seine Grenzen kommt und eine Simulation mit aktuellen 
Spitzenstundenwerten notwendig wird, um überhaupt das Ausmaß der Auswirkungen 
feststellen zu können. Diese Simulation muss auch die weiteren Kreuzungen (Gautinger 
Straße / Petersbrunner Straße / Leutstettner Straße und Gautinger Straße / B2) und die 
Tiefgaragenzufahrten unbedingt beinhalten. In einem Gutachten sind dann auch etwa-
ige Lösungswege und Verbesserungsvorschläge (z.B. Verbot von Linksabbiegen an den 
Tiefgaragen) darzustellen. Erst dann kann in diesem Punkt eine aussagekräftige Stel-
lungnahme abgegeben werden. 
 
Auch im Zusammenhang mit den geplanten Arbeiten im Zuge des Tunnel Starnberg ist 
eine Aussage zu dem zu erwartenden Baustellenverkehr notwendig. Eine gegenseitige 
Behinderung aufgrund der hohen Massentransporte muss verhindert werden. 
 
Sichtflächen 
Das Sichtfeld auf den Straßenverkehr an der Einmündung in die Straßen ist ge-
mäß RASt mit der Seitenlänge I = 70 m in Achse der übergeordneten Straße und einem 
3,0 m-Abstand vom Fahrbahnrand in der untergeordneten Straße/Zufahrt] freizuhalten. 
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Das Sichtdreieck ist in dem Bauleitplan planerisch und textlich festzuhalten und in den 
Geltungsbereich des Bauleitplanes zu übernehmen (Art. 29 Abs. 2 BayStrWG bzw. § 11 
Abs. 2 FStrG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
unter Berücksichtigung der RAL / RASt). 
 
Das Sichtfeld auf bevorrechtigte Radfahrer des straßenbegleitenden Radweges 
an Einmündungen sind mit der Seitenlänge IR = 30,0 m in der Radwegachse und ei-
nem 3,0 m-Abstand von der Achse des Radweges bzw. 5,0 m-Abstand vom Fahrbahn-
rand in der untergeordneten Straße/Zufahrt freizuhalten.  
 

 
Das Sichtdreieck ist in dem Bauleitplan planerisch und textlich festzuhalten und in den 
Geltungsbereich des Bauleitplanes zu übernehmen (Art. 29 Abs. 2 BayStrWG bzw. § 11 
Abs. 2 FStrG i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
unter Berücksichtigung der RAL / RASt). 
 
Zur Freihaltung der Sichtflächen ist folgender Text in die Satzung zum Bebauungsplan 
aufzunehmen: 
”Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen 
neue Hochbauten nicht errichtet werden; Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller 
Art und Zäune sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Ge-
genstände dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahr-
bahnebene erheben. Ebenso wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten 
oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinter stellt werden, die diese 
Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Einzelbaumpflanzungen im 
Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen.” 
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Geh- und Radwege 
Ein Geh- und Radweg mit einer Breite von 2,0m entlang der B2 entspricht nicht den gel-
tenden Richtlinien und kann somit nicht zugestimmt werden. Die Vorgaben der RASt 
sind einzuhalten. Zudem wurde beim aktuellen Ausbau bereits teilweise ein 3,50m brei-
ter Weg realisiert. Vielmehr sollte das Ziel des Bebauungsplans sein zw. der Peters-
brunner Straße und der Moosstraße einen durchgehenden Geh- und Radweg mit einer 
gleichbleibenden Breite von ca. 3,50m zu realisieren. Aufgrund der noch höheren zu er-
wartenden Anzahl an Fahrradnutzer auch aufgrund des Moosaik ist zudem die ge-
trennte Führung von Radfahrern und Fußgängern im kompletten Umfeld zu bevorzu-
gen. 
Die Planung entlang der B2 und Petersbrunner Straße ist dem aktuellen Stand anzu-
passen. 
 
Allgemeines 
 
Die Aufstufung der Petersbrunner Straße kann entgegen der Bebauungsplanbegrün-
dung erst nach erfolgten Beschluss der Änderung der Planfeststellung erfolgen. 
 
Für die B2 und die Einmündung der Petersbrunner Straße besteht ein gültiges Baurecht 
gemäß der Planfeststellung zum Tunnel Starnberg. Somit sollen die Flächen aus dem 
aktuellen Verfahren herausgenommen werden und die Grenzen sind dementsprechend 
anzupassen. 
 
Die zukünftige Regenentwässerung ist unklar und die Vereinbarkeit mit unseren Ausfüh-
rungen sind nicht ersichtlich. Dies gilt insbesondere, da wir uns noch mit dem Wasser-
wirtschaftsamt in laufender Abstimmung befinden. 
 

2.5 X Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 
 

  
 Auf die von der Straße ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Evtl. erforderliche 

Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Bundes- bzw. Staatsstraße 
übernommen. (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 
 

 
Wir bitten um Übersendung des Stadtratsbeschlusses, wenn unsere Stellungnahme behan-
delt wurde. 
Der rechtsgültige Bebauungsplan (einschließlich Satzung) ist dem Staatlichen Bauamt Weil-
heim zu übersenden. 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung im Verfahren und stehen für Rückfragen gerne zur Ver-
fügung. 
 




